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MITTEILUNGEN 
100-jähriges Jubiläum der Bayerischen Landesanstalt 
für Bodenkultur und Pflanzenbau 
Am 5. Juli 2000fand anlässlich des JOD-jährigen Bestehens der 
Bayerischen Landesanstalt ßir Bodenkulrur und Pflanzenbau, 
Freising-Weihenstephan, im Max-Joseph-Saal der Residenz 
!'vliinchen ein Festakt statt. 
Mit der Griindung der Königlich Bayerischen Moorkulturan-
stalt (1900) und der Königlich Agrikult11rboranischen Anstalt 
( 1902) sowie der Saatzuchtanstalt an der Königlichen Akademie 
in Weihenstephan (1902) wurde wr Üben vindung der damals 
herrschenden Agrarkrise vor einem Jahrhu11dert der Grundstein 
für die heutige Landesanstalt gelegt. Nach einer Umbene11nung 
i111Jahre 191 7 in die entsprechenden Bayerischen Landesa11stal-
ten e1folgte m(fgrund intensiver bestehender wissenschaftlicher 
fachlicher Kontakte eine Zusamme11führung der Griindungs-
anstalten wr Bayerischen Landesanstalt ßir Bodenkult111; Pflan-
zenbau und Pflanzenschutz. 
Ende der 60er Jahre wurden Planungen zu eine111 „ Griinen 
Zellfrum in Weihensteplwn" diskutiert, aus denen mit Wirkung 
vo111 1. J. 1972 schließlich die Bayerische Landesanstalt .fiir 
Bodenkultur lind Pflanzenball mit Dienstsitz in Freising und 
München herl'orging. Zu den Ai.(fgaben der Landesanstalt 
gehören vornehmlich die angewandte und praxisorientierte For-
schung und Berawng m(f· dem Gebiet der pflanzlichen Erzeu-
gung sowie hoheitliche A1(f'gaben wie die MrifJnahmen im Vollwg 
einschlägiger Gesetze. 
Während in den ersten 50 Jahren die pflanzliche Produktion 
und Ernährungssicherung die vordringlichsten Ziele waren, kam 
mir steigenden Anspnichen des Marktes und der Verbraltcher 
gleichbedeutend die Verbesseru11g der Qualität hinzu. Die Er-
haltw1g der Kulturlandschaft lind der Umweltschutz sowie die 
Schonung der natiirlichen Ressollrcen und Artenvielfalt gehören 
hellle zusätzlich gleichbedeutend zu den A1(fgaben. 
Nach der Begri/ßung durch D1: WILHELM RUPPERT, Präsident 
der Bayerischen Landesanstalt fiir Bodenkultur und Pflanzen-
bau, ging der bayerische Staatsminister für Ernähru11g, Land-
wirtschaft und Forste11 JOSEPH M!LLER in seiner Festansprache 
umfassend ai(f die Geschichte und anhaltende Bedeutung der 
Bayerischen Landesanstalr ein. Das Program111 beschloss der 
Festvortrag des Abtes ODILO LECHNER, St. Bonijaz. zum Thema 
„ Gliickliches Bayern - gesegnetes Bayern ?" 
Die Festansprache des Staatsministers .für Ernährung, Land-
wirtsc/wft und Forsten JOSEPH M!LLER wird im folgenden im 
vollen Wortlaut abgedruckt und behandelt neben Geschichte und 
Bedeutllng auch ausfiihr!ich den Pflanzenschutzdienst in der 
Landesanstalt. W. RUPPERT (Freising-München) 
„Praxisorientierte Forschung für 
Landwirte und Verbraucher" -
Festansprache des Staatsministers Joseph Miller anlässlich des 
100-jährigen Jubiläums der Bayerischen Landesanstalt für 
Bodenkultur und Pflanzenbau am 5. Juli 2000 in der Residenz in 
München 
Einleitung und Rückblick 
Die Chronisten waren sich in den Rückblicken anlässlich der 
Millenniums-Feierlichkeiten an der Schwelle zum Jahr 2000 da-
rüber einig, dass das zurückliegende Jahrhundert in politischer, 
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wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Hinsicht das fortschritt-
lichste und gleichzeitig widersprüchlichste in der Menschheits-
geschichte war. Es verwundert daher nicht, dass auch bei der 
Bayerischen Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau 
(LBP) Aufgaben und Struktur laufend neuen Herausforderungen 
angepasst werden mussten. 
Politisch bedingt war die erste Umbenennung im Jahr 1917. 
• Aus der Königlich Bayerischen Moorkulturanstalt, gegründet 
genau heute vor 100 Jahren, wurde die Bayerische Landes-
anstalt für Moorwirtschaft, 
• aus der Königlich Agrik.'lllturbotanischen Anstalt, gegründet 
zwei Jalue später, wurde die Bayerische Landesanstalt für 
Pflanzenbau und Pflanzenschutz und 
• aus der ebenfalls im Jahr 1902 eingerichteten Saatzuchtanstalt 
an der Königlichen Akademie in Weihenstephan wurde die 
Bayerische Landessaatzuchtanstalt Weihenstephan. 
Nach schwierigen Zwischenkriegs-, Kriegs- und Aufbaujahren 
entstanden im Jahr 1963 die Bayerische Landesanstalt für Bo-
denkultur, Pt1anzenbau und Pflanzenschutz und am 1. 1. 1972 
schließlich durch die Hereinnahme der Landessaatzuchtanstalt 
die Bayerische Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzen-
bau Freising-München. 
Während in der ersten Hälfte des Jahrhunderts eindeutig 
die Sicherung der Ernährung Vorrang hatte, gewannen in den 
60er Jahren die Nahrungsqualität und ab den 70er Jah1·en die 
Erhaltung der Kulturlandschaft und die Entwicklung des Um-
weltgedankens in der Landwirtschaft stark an Bedeutung. 
Wie aber kam es vor nunmehr 100 Jahren überhaupt zur Grün-
dung von Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen außer-
halb der Hochschulen? 
Die Agrarkrise um 1890, mit einem dauernden Absinken der 
Vieh- und Getreidepreise, hatte auch in Bayern zu erheblicher 
politischer Unruhe geführt und die bis dahin erzielten Produk-
tionserfolge der Landwirtschaft wieder in Frage gestellt. Der 
Preisverfall förderte das Entstehen einer neuen Bauernbund-
bewegung und zwang das im Parlament dominierende Zentrum 
zu einer aktiveren Landwirtschaftspolitik. Der überwiegend 
kleinbäuerlich strukturierten bayerischen Landwirtschaft musste 
durch Verbesserungen der Produktionstechnik geholfen werden, 
um das notwendige Familieneinkommen auch unter den sich ver-
schlechternden Marktbedingungen zu sichern. 
Der Bayerische Landwirtschaftsrat, das damalige Spitzen-
gremium der Massenorganisation „Landwirtschaftlicher Ver-
ein", sah es als seine wichtigste Aufgabe an, die Kenntnisse der 
Wissenschaft in geeigneter Weise in die landwirtschaftliche Pra-
xis einzuführen und dafür auch die institutionellen Voraus-
setzungen zu schaffen. Die Gründung der damals königlichen 
Anstalten war das Ergebnis dieser Überlegungen. 
Dass die bayerische Bevölkerung den Belangen der Landwirt-
schaft aufgeschlossen und mit einer speziellen Förderung ein-
verstanden war, erstaunt nicht, wenn man weiß, dass um die Jahr-
hundertwende noch ca. 50 % der Einwohner Bayerns von der 
Land- und Forstwirtschaft lebten. Aber auch die zunehmende Be-
völkerung in den Städten hatte ein großes Interesse an der 
Ernährungssicherstellung. 
Zusammengefasst: An der Beseitigung von Mängeln in der 
Ernährung der Bevölkerung war allen Menschen gelegen. Er-
reicht werden sollte dies durch umfangreiche Meliorationsmaß-
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nahmen (Bodenverbesserungen), eine verbesserte Düngewirt-
schaft und die gezieltere Nutzung des wissenschaft li chen Er-
kenntnisfortschritts. 
Verhältnisse im Jahr 2000 
Die heutige Lage der bayerischen Landwirtschaft ist in gewisser 
Weise vergleichbar mit jener vor 100 Jahren. Durch das Absen-
ken der Preise auf Weltmarktniveau und flächenbezogene Aus-
gleichszahlungen der Europäischen Union werden gerade 
flächenarme Betriebe in Bedrängnis gebracht. 
Eine direkte Einflussnahme des Staates auf das Marktgesche-
hen ist angesichts der zunehmenden internationalen Verflechtun-
gen kaum möglich. Staatlicherseits können nur Rahmenbedin-
gungen geschaffen und flankierende Unterstützung geleistet 
werden. 
Voraussetzungen für eine e1folgreiche Landwirtschaft sind 
• die Produktionskosten zu senken, 
• die Marktchancen hinsichtlich der Produktwahl und der Pro-
duktbeschaffenheit, das heißt Qualität, zu nutzen und 
• gleichermaßen schlagkräftige und sozialverträgliche Betriebs-
organisationen zu bilden. 
Eine konsequente Nutzung des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts ist dafür eine unabdingbare Voraussetzung. Dazu 
reicht es nicht, irgendwelche Entwicklungen in anderen Ländern 
zu kopieren. Es ist notwendig, der heimischen Landwirtschaft 
einen technologischen und wissensmäßigen Vorsprung zu ver-
schaffen bzw. diesen zu erhalten, um die landwirtschaftlichen 
Betriebe auch für die junge Generation als Arbeits- und Lebens-
raum attraktiv zu erhalten. 
Zusätzlich zu diesen durchaus mit den Verhältnissen vor 100 
Jahren vergleichbaren Elementen spielen heute gesamtgesell-
schaftliche Überlegungen eine große Rolle. Die Erhaltung der 
Lebensgrundlagen (gesunde Nahrungsmittel, Boden, Wasser, 
Luft, Artenvielfalt), die Gestaltung der Kulturlandschaft und die 
Schaffung eines attraktiven Lebens- und Freizeitraumes sind 
ganz konkrete Ansprüche der Gesellschaft an die Bauern . 
Umfragen zeigen, dass Verbraucher mit der staatlichen Unter-
stützung der Landwirtschaft auch heute einverstanden sind, 
wenn diese im Sinne des Ressourcenschutzes wirtschaftet. Die 
bayerischen Bauern haben mit diesen Erwartungen der Verbrau-
cher keine Probleme. Eine nachhaltige Wirtschaftsweise, wie das 
Synonym für Ressourcenschutz lautet, ist ihrem Denken nicht 
wesensfremd. Unsere Bauern wollen ihre Höfe vererben und die 
Böden nicht durch Raubbau verderben. 
Aufgrund ihrer knappen Faktorausstattung sind einzelne land-
wirtschaftliche Betriebe selbst nicht in der Lage, die unter-
schiedlichen Einflussfaktoren auf die Produktion wissenschaft-
lich zu e1fassen und treffsichere Handlungsempfehlungen abzu-
leiten. Weil auch der Markt nicht für alle Belange ein Regulativ 
darstellt, wird der ganze Ideenreichtum von Wissenschaft und 
Technik mehr gebraucht denn je. 
Als Partner und Kompetenzträger stehen den Landwirten die 
Landesanstalten meines Geschäftsbereichs zur Seite. Sie sind die 
Produzenten von Beratungsinhalten und zusammen mit dem 
„Transformationsriemen Beratung" unverzichtbar, wenn das be-
reits erwähnte gesellschaftspolitische Ziel , eine leistungsfähige 
und nachhaltige Landwirtschaft zu erhalten und weiter zu ent-
wickeln, erreicht werden soll. Lassen Sie mich dies am Beispiel 
der Bayerischen Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau 
verdeutlichen. 
Aufgaben der LBP 
Die LBP ist die zentrale Forschungseinrichtung meines Res-
sorts für den landwirtschaftlichen Acker- und Pflanzenbau 
und damit Hauptratgeber für Landwirtschaft und Staatsregie-
rung in Belangen der Pflanzenproduktion und Agrarökologie. 
Der LBP obliegen sämtliche Hoheitsaufgaben im landwirt-
schaftlich-bodenkundlichen und pflanzenbaulichen Bereich. 
Ei n weiterer Aufgabenkomplex ist die anwendungsorien-
tierte Forschung in den übergreifenden Bereichen Boden, 
Pflanze, Kulturlandschaft. Schließlich ist sie in Zusammenarbeit 
mit den staatlichen Versuchsgütern und den Ämtern für Land-
wirtschaft und Ernährung für das landeswei te, durch die natur-
räumliche Vielschichtigkeit Bayerns sehr differenzierte ptlan-
zenbauliche Versuchswesen verantwortlich. 
Hoheitsvollzug mit Fachkompetenz 
Der Vollzug von gesetzlichen Bestimmungen ist zwar grundsätz-
lich geregelt, muss aber, da die Landwirtschaft komplexen natür-
lichen Einflüssen ausgesetzt ist, Entscheidungs- und Ermessens-
spielräume offen lassen. Die Beurteilung, was im Einzelfall un-
ter der guten fachlichen Praxis im Düngemittel-, Pflanzenschutz-
und Bodenschutzrecht zu verstehen ist, kann an einigen Fix-
punkten markiert, zuverlässig und treffsicher aber nur im Ein-
zelfall fachlich bestimmt werden. Im Sinne einer sachgerechten 
und bürgernahen Verwaltung ist es angebracht, Ermessensspiel-
räume zu nutzen. Die LBP liefert dafür die fachlichen Begrün-
dungen. 
Der Hoheitsvollzug wird häufig von Arbeitsgruppen erledigt, 
die auch in der anwendungsorientierten Forschung tätig sind. 
Der dadurch bedingte praxisnahe Vollzug von gesetzlichen Auf-
lagen kommt Verbrauchern und Landwirten gleichermaßen zu-
gute. Er bewahrt beide vor unsinnigen und unangemessenen Vor-
gehensweisen, und er orientiert sich vorrangig an Geist und nicht 
an Buchstaben des Gesetzes. 
Wie die Zahl von ca. 150 ausführlichen schriftlichen Stellung-
nahmen zu fachlichen Fragen und zu rechtlichen Regelungen 
gegenüber meinem Haus im Schnitt der Jahre zeigt, wird durch 
diese Koppelung auch die Voraussetzung dafür geschaffen, dass 
Gesetze und Verwaltungsvorgänge praxisgerecht formuliert 
werden . Im Übrigen profitiert auch der Hoheitsvollzug von den 
synergetischen Effekten einer gleichzeitigen Forschungsakti-
vität. So war die LBP die erste Institution in Deutschland, die den 
ELISA-Test als neues Virusnachweisverfahren bei Kartoffeln 
eingeführt hat und sie ist zur Zeit dabei, bei Quarantänekrank-
heiten der gleichen Fruchtart weltweit als erste einen molekular-
genetisch gestützten Alternativtest anzuwenden. 
Das auf EU-Ebene und Bundesebene (z.B. Düngemittel-, 
Pflanzenschutz- und Bodenschutzrecht) zunehmend feststellbare 
Regulierungsstreben wird dazu führen, dass Aufgaben des 
Hoheitsvollzugs in Zukunft eher mehr als weniger werden. Auch 
erhöht die Globalisierung der Märkte das Risiko der Ein- und 
Verschleppung von Schaderregern, was nur durch hoheitliche 
Maßnahmen einzugrenzen und in Verbindung mit praxisorien-
tierten Abwehrstrategien zu bewältigen ist. 
Hoheitsvollzug nach dem Subsidiaritätsprinzip 
Der Staat muss nicht alles machen. Insbesondere sollte er sich 
von der reinen Dienstleistung trennen und sich auf seine ori-
ginären Aufgaben im Bereich der Zulassung und Überwachung 
beschränken. Die LBP praktiziert dieses Subsidiaritätsprinzip im 
Bereich der Bodenuntersuchungen für die Landwirte und auch 
bei den nach der Klärschlamm- und Bioabfallverordnung vorge-
schriebenen Laboruntersuchungen seit vielen Jahren. Das Glei-
che gi lt für die Durchführung von Serienuntersuchungen auf 
Qu arantänekrankhe i ten. 
Die LBP ist hier Kompetenznachweisstelle und Ratgeber für 
private Labors, d. h. sie veranstaltet im Rahmen eines Zulas-
sungsverfahrens Ringversuche, führt Laborbegehungen durch, 
überprüft an Rückstellmustern die Qualität der Untersuchungs-
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ergebnisse und berät. Damit wird nicht nur die Staatskasse ent-
lastet, die verfügbare Laborkapazität kann so weitestgehend für 
das Versuchswesen und die Forschung verwendet werden. Die 
LBP war die erste Einrichtung auf dem pflanzlichen Sektor in 
Deutschland, die sich dieser Selbstbeschränkung unterwarf. In 
vielen anderen Bundesländern ist man erst jetzt dabei, dieses 
Prinzip zu übernehmen. 
Forschung für langfristige Ziele 
Bei der Konferenz von Rio im Jahr 1992 gewann man auf inter-
nationaler Ebene die Einsicht, dass das Überleben der Mensch-
heit von der Beachtung des Nachhaltigkeitsprinzips abhängt. 
Die Landwirtschaft hat die Aufgabe, einer wachsenden Welt-
bevölkerung ausreichend und gesunde Nahrungsmittel zur Ver-
fügung zu stellen. Voraussetzung dafür ist die Erhaltung und 
Mehrung der Bodenfruchtbarkeit. 
Das seit 1985auf133 Bodendauerbeobachtungs-Parzellen 
installierte Beprobungs- und Untersuchungsnetz dient Che-
mikern, Biologen, Bodenphysikern und Landwirten der LBP als 
Seismograph für Entwicklungstendenzen unserer Böden. Diesen 
interdisziplinären Forschungsansatz können nur Einrichtungen 
wie Landesanstalten leisten, die den Bodenschutz über den Tag 
hinaus als Forschungsaufgabe verstehen. Bayern war mit die-
sem Forschungsprogramm Vorbild für ähnliche Programme 
im In- und Ausland. 
Entwicklung und Anwendung von Frühwarnsystemen 
In der Landwirtschaft spielen witterungsbedingte Epidemien und 
Umsetzungsvorgänge im Boden eine große Rolle. Sie können 
den Ertrag und die Qualität der Ernteprodukte stark beeinflussen. 
Was bei den Bodenuntersuchungen, insbesondere bei Stickstoff, 
bereits seit längerem gängige Praxis ist, hat auch im Pflanzen-
schutz in den vergangenen Jahren stark an Bedeutung gewonnen. 
Früher wurde zur Vermeidung des krankheits- bzw. schäd-
lingsbedingten Produktionsrisikos ein vorbeugender Pflanzen-
schutz empfohlen. Inzwischen ist es der LBP - zum Teil in Zu-
sammenarbeit mit der Universität- gelungen, Prognosemodelle 
für eine Reihe wichtiger Pflanzenkrankheiten zu entwickeln, auf 
bayerische Verhältnisse anzupassen und für die Praxis nutzbar zu 
machen. 
Dem vielfach zitierten „Peronospora-Prognose-Programm" 
bei Hopfen mit der Reduzierung der Spritzungen auf weniger als 
die Hälfte folgten Prognosemodelle für Weizen und Gerste sowie 
der Phytophthora-Warndienst für Kartoffeln. Diese Ange-
bote werden von der Praxis mit hoher und steigender Frequenz 
angenommen, weil die Landwirte dadurch den „punktgenauen" 
Pflanzenschutz betreiben und in aller Regel den Chemie-
einsatz reduzieren können. 
Es ist auch das Ergebnis dieser Arbeiten, wenn heute, wie 
kürzlich auf einem Workshop des Deutschen Bauernverbandes in 
Berlin geschehen, der Landwirtschaft von Naturschutzseite be-
stätigt wird, dass sie in den Bereichen Pflanzenschutz und Dün-
gung ihre Hausaufgaben gemacht und ein beachtliches Maß an 
Ressourcenschonung erreicht hat. Es zeigt sich, dass Umwelt-
entlastung nicht in erster Linie durch Verzicht, sondern durch 
Intelligenz, Ausdauer und Überzeugung erreicht wird. 
Züchtungsforschung zur Entwicklung gesunder, 
qualitativ hochwertiger Pflanzen 
Die genetisch bedingte Leistungsfähigkeit der Kulturpflanzen ist 
ausschlaggebend dafür, ob die Ziele der Ernährungssicherung 
der Weltbevölkerung mit dem Ziel der nachhaltigen Erzeugung 
in Deckung gebracht werden können. Die optimierte Anpassung 
der Pflanzen an die Verhältnisse spezifischer Regionen ist dafür 
wesentliche Voraussetzung. Der Pflanzenbau ist nur dort leis-
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tungsfähig, nachhaltig und umweltschonend, wo die speziellen 
Standortverhältnisse die Entstehung einer neuen Sorte beeinflus-
sen. 
Diese Voraussetzung ist nirgendwo besser als in Bayern gege-
ben. Die Züchtungsforschung der LBP konnte im Verbund mit 
den mittelständischen bayerischen Pflanzenzuchtbetrieben die 
Entwicklung leistungsfähiger und gesunder Sorten äußerst 
positiv beeinflussen. Besonders hervorheben kann man die Ein-
führung der Nematodenresistenz in das Kartoffelgenom Mitte 
der 50er Jahre, die es ermöglichte, auf den Einsatz von Nemati-
ziden völlig zu verzichten. Genannt sei auch die Entwicklung 
von Qualitätsweizensorten, die Bayern vom ursprünglichen 
Importeur von Manitobaweizen zum inzwischen bedeutenden 
Exporteur von Qualitätsweizen machte. Spektakuläre Erfolge 
wurden auch in der Hopfen- und Braugerstenzüchtung erzielt, 
wo es sogar gelang, mit der Winterbraugerste eine ganz neue 
Produktionsrichtung zu begründen. Auch in der Futterpflanzen-
züchtung wurden mit der Entwicklung angepasster Ökotypen 
neue Maßstäbe gesetzt. 
Experten sind sich darüber einig, dass der Anteil des Produk-
tionsfaktors Sorte an zukünftigen Leistungssteigerungen noch 
zunehmen wird. Pflanzenzüchtung ist damit eine wichtige Zu-
kunftstechnologie im Landwirtschafts-, Ernährungs-, Rohstoff-, 
Umwelt- und Energiebereich. Als bayerischer Landwirtschafts-
minister bin ich mir über den Wert des von der LBP in den 
zurückliegenden Jahrzehnten aufgebauten, breiten Genpools 
von 13 landwirtschaftlichen Fruchtarten bewusst und weiß, dass 
diese genetische Ressource einen unschätzbaren Wert für 
zukünftige Innovationen darstellt. Ich begrüße es, dass die LBP 
mit modernen Methoden der Bio- und Gentechnik die Zi.ich-
tungsfortschritte zu beschleunigen versucht. 
Standortgemäßer integrierter Pflanzenbau mittels 
eines landesweiten Versuchsstellennetzes 
Die LBP unterhält in Bayern ein ausgedehntes Versuchs-
stellennetz, um standortangepasste Beratungsaussagen zu 
erarbeiten. Damit wird der vielfältigen naturräumlichen Gliede-
rung Bayerns Rechnung getragen und jeder Landwirt bekommt 
die für seinen Standort und seinen Betrieb zutreffende Antwort. 
Mit jährlich ca. 230 Versuchsserien (Versuchsfragen, umge-
setzt in ca. 600 Einzelversuchen) steht der Beratung ein zuver-
lässiges Datenmaterial zur Verfügung, das den in der Dienst-
ordnung der Ämter für Landwirtschaft und Ernährung festge-
schriebenen Auftrag, „wissenschaftlich-fundierte Beratung" un-
abhängig von Interessengruppen zu betreiben, tatsächlich er-
möglicht. 
Für die Qualität des amtlichen Versuchswesens in Bayern 
spricht, dass nicht nur die Landwirtschaft und außerbayerische 
staatliche Einrichtungen, wie z.B. das Bundessortenamt und die 
Biologische Bundesanstalt, diese Arbeit schätzen, sondern auch 
die Hersteller von Pflanzenschutzmitteln, Düngemitteln sowie 
Pflanzenzüchtungsfirmen innerhalb und außerhalb Bayerns die 
Ergebnisse anerkennen und damit werben. 
Die LBP als Informationsbörse und Kommunikations-
stelle 
Es ist nicht das vorrangige Ziel unserer Landesanstalten, For-
schungsergebnisse in irgendwelchen wissenschaftlichen Fach-
publikationen zu veröffentlichen und dies dabei bewenden zu 
lassen. Gefordert wird vielmehr, die Ergebnisse möglichst ohne 
Zeitverlust so aufzubereiten, dass die jeweilige Zielgruppe damit 
etwas anfangen kann. 
Neben eigenen Druckmedien und zeitgerecht platzierten 
Artikeln in Fachzeitschriften wie dem „Bayerischen Landwirt-
schaftlichen Wochenblatt" und der „dlz" liefert mittlerweile das 
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Intranet als behördeninternes Informationssystem und das Inter-
net als offenes System für jedermann ganz neue Möglichkeiten 
der Kundeninformation. 
Ich freue mich feststellen zu können, dass die LBP in beiden 
Bereichen eine führende Rolle im Gesamtsystem meines Ge-
schäftsbereiches spielt. Wenn die LBP in den letzten 12 Monaten 
allein im Internet mit monatlich steigender Tendenz einen exter-
nen Seitenzugriff von ca. 150 000 Seiten zu verzeichnen hat, 
dann spricht diese Entwicklung für das große Interesse von 
Landwirten und Verbrauchern an diesem Informationsangebot. 
Lassen Sie mich zum Schluss noch Stellung nehmen zur aktu-
ellen Evaluierung der Landesanstalten. 
Nachdem die Staatsregierung am 8. 6. 1999 die Neustruktu-
rierung des Hochschulstandortes Weihenstephan beschlossen 
hatte, musste es die logische Folge sein, in einer „zweiten Stufe" 
auch die Landesanstalten im Bereich des Landwirtschafts-
ministeriums und die Fachhochschule Weihenstephan in diese 
Strukturüberlegungen einzubeziehen. 
Zukunftsängste sollten die Mitarbeiter einer Einrichtung, die 
sich wie die Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau den 
Fortschritt und die Innovation auf die Fahnen geschrieben hat, 
nicht haben. 
Ich bin überzeugt davon, dass es den Hochschulen (Univer-
sitäten, Technische Hochschule und Fachhochschulen) gar nicht 
möglich wäre, die von mir vorhin geschilderten Aufgaben der 
Landesanstalten zu übernehmen. Deshalb ist für mich die 
grundsätzliche Frage nach der Existenzberechtigung der Lan-
desanstalten nicht akut. 
Ich gehe davon aus, dass die derzeit laufende Evaluierung 
durch die vom Ministerrat eingesetzte Expertengruppe der fach-
lichen Arbeit der Landesanstalten ein gutes Zeugnis ausstellen 
wird. Die Arbeit der Landesanstalt als nachgeordnete Behörde 
des Staatsministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten ist auch künftig notwendig, weil 
• Fachwissen gerade in einem sich verschärfenden Wettbewerb 
und in wirtschaftlich schwierigen Situationen für unsere 
bayerischen Landwirte ein entscheidender Wirtschaftsfaktor 
ist, 
• die Kompetenz und die Zukunftsorientierung meines Hauses 
untrennbar mit der Arbeit der Landesanstalten verknüpft ist, 
• die Beratung auf gesicherte Ergebnisse der praxisorientierten 
Forschung nicht verzichten kann und 
• nur in der Kombination von Hoheitsvollzug und praxisorien-
tierter Forschung den gesetzlichen Vorgaben fachlich fundiert 
entsprochen werden kann. 
Vorschlägen für Weiterentwicklungen und möglichen Verbesse-
rungen darf man sich auch in Zukunft nicht verschließen. Allein 
schon die rasanten Möglichkeiten und Entwicklungen bei den 
Informations- und Kommunikationstechniken zeigen, dass Still-
stand einen Rückschritt bedeuten würde. Aufgrund der zuneh-
menden Anforderungen an unsere Landwirte sind wir geradezu 
verpflichtet, uns selbst die Frage zu stellen, ob die Aufgaben-
schwerpunkte und Organisationsformen unserer Landesanstalten 
noch zeitgerecht sind. Unter diesem Aspekt bitte ich, die lau-
fende Evaluierung der Landesanstalten positiv zu sehen. 
Ich habe aber auch großes Verständnis für den Wunsch, dass 
nach Abschluss der Evaluierung und Umsetzung der Empfeh-
lungen wieder die Sicherheit einkehrt, die notwendig ist, um den 
Kopf frei zu haben für die eigentlichen, in Zukunft noch wich-
tiger werdenden Aufgaben. 
Die Wertschätzung unserer jubilierenden Landesanstalt ist das 
Ergebnis der Arbeit vieler qualifizierter und engagierter Fach-
leute an der LBP. Ihnen gilt für diese Mannschaftsleistung mein 
ganz besonderer Dank. Achtung und Respekt habe ich aber auch 
vor den Führungsqualitäten der LBP-Leitung, der es trotz Stel-
lenabbau, Strukturumbau und während mehrerer externer Unter-
suchungen gelungen ist, die Motivation der Mitarbeiter zu erhal-
ten und das Profil der LBP weiter zu schärfen. 
Schluss 
Die Bayerische Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau 
hatte in der Vergangenheit einen großen Einfluss auf die Land-
wirtschaft in Bayern. 
Um den weltweit stark wachsenden Bedarf an Nahrungs-
mitteln, agrarischen Roh- und Brennstoffen sowie Futtermitteln 
befriedigen zu können, muss nach Berechnungen der FAO die 
Agrarproduktion in den nächsten 10 Jahren um mehr als die 
Hälfte gesteigert werden. Dies wird, da die landwirtschaft-
lichen Nutzflächen und Wasser weltweit knapp sind, nur durch 
eine standortangepasste Intensivierung der bereits bewirtschafte-
ten Flächen und durch verbessertes Pflanzenmaterial erreicht 
werden können. 
Die Landwirtschaft in Mitteleuropa wird auch in Zukunft unter 
relativ günstigen natürlichen Bedingungen (fruchtbare Böden, 
ausreichend Wasser) wirtschaften können. Um dieses Potential 
in Zukunft nutzen zu können und sich die Zukunftschancen einer 
nachhaltigen Landwirtschaft zu wahren, ist eine eigenständige 
Agrarforschung in Bayern auch in Zukunft notwendig und 
sinnvoll. 
Ich bitte die Abgeordneten des Bayerischen Landtags, durch 
die Bereitstellung von Haushaltsmitteln dafür die Voraussetzun-
gen zu schaffen. Für die in der Vergangenheit gewährte Unter-
stützung möchte ich mich bei Ihnen, sehr geehrte Kollegen, ganz 
herzlich bedanken. 
Die Bayerische Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzen-
bau erbringt hervorragende Leistungen für die Land- und Forst-
wirtschaft. Mit ihrer praxisorientierten Forschungsarbeit ent-
spricht sie auch den Wünschen der Verbraucher und den Belan-
gen der Umwelt in besonderer Weise. Wir können auf ihre Arbeit 
auch in Zukunft nicht verzichten. 
Parallelimporte von Pflanzenschutzmitteln 
- „Herstelleridentität" 
Mit Beschluss des Bayerischen Obersten Landesgerichts (Bay-
ObLG) vom 4. September 2000, Az.: 3 ObOWi 80/2000, wurde 
der Beschluss des Amtsgerichtes Augsburg vom 9. Mai 2000 auf-
gehoben und zur erneuten Verhandlung und Entscheidung unter 
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zurückverwiesen. 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
Der Betroffene hatte ein Pflanzenschutzmittel eingeführt, das mit 
einem in Deutschland zugelassenen Pflanzenschutzmittel iden-
tisch sein soll. Das Amtsgericht ging von einer Nichtidentität aus, 
weil der Wirkstoffgehalt des eingeführten mit dem angeblich 
identischen Pflanzenschutzmittel unterschiedlich war. Das 
Amtsgericht verhängte deshalb eine Geldbuße in Höhe von 
1.500 DM. 
Die wesentlichen Entscheidungsgründe des BayObLG sind 
folgende: 
Unter Zugrundelegung der bisherigen Rechtsprechung, die die 
Identität allein anhand des Wirkstoffgehaltes definiert, mag die 
Entscheidung des Amtsgerichtes richtig gewesen sein. Diese 
Rechtsprechung, die an die Entscheidungen des BGH anknüpft 
(BGHZ 126, 270; BGH NJW-RR 1996, 419; BayObLG NStZ-
RR 1999, 149) wird abgeändert. Dies ist auch bedingt durch die 
Entscheidung des EuGH vom 11.03.1999 (EuZW 1999, 341). 
Ein identisches Produkt liegt nunmehr dann vor, wenn 
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1. das eingeführte Mittel auf denselben Hersteller (einschließ-
lich Konzernunternehmen und Lizenzunternehmer) zurück-
zuführen ist; 
2. das Produkt, ohne in allen Punkten mit dem zugelassenen 
Präparat übereinzustimmen, zumindest nach der gleichen 
Formel und unter Verwendung des gleichen Wirkstoffs her-
gestellt wurde sowie auch die gleiche Wirkung hat und 
3. die Identität durch die zuständige BBA festgestellt wurde. 
Das Gericht führt noch aus, dass ein derartiges Feststellungsver-
fahren auf Antrag gemäß der Bekanntmachung vom 31. 12. 1993 
(BAnzNr 246, S. 1154) durchgeführt wird. 
Das BayObLG hat damit die Meinung des EuGH als vollin-
haltlich geltend für die Bundesrepublik Deutschland angesehen. 
Die BGH-Rechtsprechung ist überholt. Das vom Gericht weiter-
hin angenommene obligatorische Feststellungsverfahren für das 
Vorliegen der Identität durch die BBA dürfte bedenklich sein, da 
hierfür entsprechende gesetzliche Grundlagen bisher nicht be-
stehen. G. GüNDERMANN (Braunschweig) 
52. Deutsche Pflanzenschutztagung 
vom 9. bis 12. Oktober 2000 in Freising-Weihenstephan 
Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der 52. Deut-
schen Pflanzenschutztagung erreichte mit etwa 1500 Personen 
einen neuen Höchststand. Die Einschätzung der Beteiligten über 
den Verlauf und zur fachlichen Substanz war, abgesehen von 
zum Teil aufgetretenen Unterbringungsproblemen am Veranstal-
tungsort, allgemein sehr positiv. Die Durchführungsbedingungen 
in der Universität Weihenstephan waren bis auf zwei etwas ent-
fernter von den anderen vier gelegenen Hörsälen und einer ge-
wissen Raumbeschränkung für die Posterdemonstrationen sehr 
komfortabel. Die in Weihenstephan bzw. München (vor Ort) täti-
gen Mitveranstalter, Professor Dr. ZINKERNAGEL mit seiner Mit-
arbeiterin Frau Dr. WuRZER-FASSNACHT für die Deutsche Phyto-
medizinische Gesellschaft e. V. und Ltd. Landwirtschaftsdirek-
tor KLEIN für den Deutschen Pflanzenschutzdienst, konnten sich 
mit den Organisatoren des dritten Mitveranstalters, der Biologi-
schen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft, besonders 
wirkungsvoll in die Gestaltung der Tagung einschalten. Von Vor-
teil war auch, dass Prof. ZINKERNAGEL zugleich Mitglied der 
gastgebenden Technischen Universität München ist. 
Der Ablauf der 52. Deutschen Pflanzenschutztagung musste 
erneut dadurch eine Änderung erfahren, dass sich die Organisa-
toren aufgrund der hohen Zahl von eingereichten Themen als 
Referate und als Poster gezwungen sahen, das übliche Ablauf-
schema zu erweitern bzw. so zu verändern, dass der größte Teil 
aller vorliegenden Tagungsthemen in das Programm aufgenom-
men werden konnte. Hierzu wurde zum einen die Zahl der bisher 
fünf parallel laufenden Vortragsveranstaltungen um eine weitere 
erhöht und zum anderen wurden die Poster je zur Hälfte an zwei 
Nachmittagen demonstriert. In den sechs nebeneinander laufen-
den Vortragsveranstaltungen wurden 364 Referate gehalten, und 
an den beiden Nachmittagen (dienstags und mittwochs) 394 
Poster vorgestellt. 
Das Tagungsprogramm zur 52. Deutschen Pflanzenschutzta-
gung war im Juni dieses Jahres verschickt worden. Der darin 
ausgewiesene Ablauf zur Eröffnungsveranstaltung und Präsenta-
tion der aufgenommenen Fachbeiträge konnte weitestgehend 
eingehalten werden. Die Eröffnungsveranstaltung begann am 9. 
Oktober 2000 um 13.00 Uhr mit den Begrüßungsansprachen in 
der Reihenfolge: Prof. Dr. Fred KLINGAUF, Präsident der Biolo-
gischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft (BBA); 
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Prof. Dr. Wilfriecl HUBER, Vorsitzender des Senats der Techni-
schen Universität München; Dieter THALHAMMER, Oberbürger-
meister der Stadt Freising; Josef MILLER, Bayerischer Staatsmi-
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten. 
Die den Begrüßungsansprachen folgende Eröffnung und Ver-
leihung der Otto-Appel-Denkmünze an Dr. Gerhard PRANTE war 
durch den Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (BML), Karl-Heinz FUNKE, zugesagt worden. Wegen 
aufgetretener Probleme beim Flugdienst in Bonn musste der Herr 
Minister seine Teilnahme jedoch kurz vor Beginn der Eröffnung 
absagen. Er hatte Herrn MinR Dr. Ralf PETZOLD, Leiter des 
BML-Referates Pflanzenschutz, um Verlesung seines Eröff-
nungsvortrages sowie der Laudatio auf den Preisträger, der in 
diesem Jahr mit Herrn Dr. G. PRANTE aus dem Bereich der Indus-
trie stammte, gebeten. Als Begründung für die Verleihung der 
Otto-Appel-Denkmünze an Dr. G. PRANTE enthält die Ehrenur-
kunde folgenden Textteil: „Die Auszeichnung würdigt seine Er-
folge bei der Entwicklung moderner Pflanzenschutzmittel sowie 
der Förderung einer konstruktiven Verbindung zwischen Pflan-
zenschutz und Gentechnik als zukunftsweisenden Weg zur Si-
cherung der Pflanzengesundheit. In seinen vielfachen Verbands-
funktionen an der Nahtstelle von Industrie und Landwirtschaft 
hat er sich um das nationale und internationale Ansehen des 
Pflanzenschutzes verdient gemacht." 
Dem Eröffnungsvortrag und der Verleihung der Denkmünze 
folgten weitere Grußworte in der Reihenfolge: Dr. Alfred BRöN-
NlMANN, Direktor der Eidgenössischen Forschungsanstalt für 
Agrarökologie und Landbau, Zürich/Schweiz; Prof. Dr. Ferenc 
VIRANYI, St.-Stephanus-Universität Gödöllo, Fakultät für Agrar-
und Umweltwissenschaften, Abt. Pflanzenschutz, Gödöllo/Un-
garn; Dipl.-Ing. Jozef KoTLEBA, Leiter des Pflanzenschutzdiens-
tes, Bratislava/Slowakische Republik. In seinem amüsant vorge-
tragenen Beitrag erwähnte Dr. BRöNNIMANN, dass die diesjährige 
52. Deutsche Pflanzenschutztagung für Präsident KLJNGAUI' die 
letzte gewesen sei, die er verantwortlich zu vertreten gehabt 
habe. Er sprach ihm für diese und alle voraufgegangenen von 
Prof. KLINGAUF mitgestalteten Pflanzenschutztagungen, die er 
persönlich immer sehr geschätzt habe, auch im Namen aller Teil-
nehmer seinen Dank aus. Mit der Übergabe eines kleinen Ge-
schenks, einem Hufeisen als Glückssymbol, wünschte er ihm für 
die Zukunft alles Gute. 
Zum Schluss der Eröffnungsveranstaltung wurde die Anton-
de-Bary-Medaille an Dr. Nyckle J. FüKKEMA durch Prof. Dr. 
Volker ZINKERNAGEL, Erster Vorsitzender der Deutschen Phyto-
medizinischen Gesellschaft e. V., verliehen, der damit für seine 
„Arbeiten zur Phyllosphärenflora der Wirtspflanzen und ihrer 
antagonistischen Wirkung auf parasitäre Pilze" ausgezeichnet 
wurde. 
Ab 16.00 Uhr starteten in sechs Parallelveranstaltungen die 
Vorstellungen der Referate. Bis 19.00 Uhr konnten am Montag 
70 Referate gehalten werden, bevor um 19.30 Uhr ein großer Be-
grüßungsabend in der Mensa der Universität begann. Frühere 
Pflanzenschutztagungen hatten jeweils den Mittwochabend für 
ein „Geselliges Beisammensein" reserviert. Zum ersten Mal in 
der Geschichte der Pflanzenschutztagung war ein solcher Abend 
an den Beginn der Tagung gelegt worden. Eingeladen hierzu 
hatte der Mitveranstalter der Pflanzenschutztagung, die Deut-
sche Phytomedizinische Gesellschaft e. V., die ihrerseits finanzi-
elle Unterstützung dazu von der Firma Aventis CropScience 
Deutschland GmbH und durch eine Spende des Bayerischen 
Staatsministers J. MILLER erhalten hatte. Auf dem Begrüßungs-
abend, der mit einer Darbietung der „Münchener Moriskentän-
zer der Technischen Universität München", die für das mittelal-
terliche Bayern bzw. Südeuropa typische Tänze zeigten, einge-
leitet wurde, waren etwa 700 Tagungsteilnehmer anwesend. Bei 
318 Mitteilungen 
Tab. 1. Auf der Pflanzenschutztagung 2000 in Freising-Weihenstephan behandelte Sachgebiete und Vergleich mit der Pflanzen-
schutztagung 1998 in Halle 
Sachgebiet Referate Poster Summe % 
Freising-Weihenstephan % Halle*) Differenz**) 
Ackerbau - Getreide 28 28 56 
Ackerbau - Hackfrüchte 8 11 19 
Ackerbau - Integrierter Pflanzenschutz 6 6 
Ackerbau - Pflanzenschutz allgemein 6 6 
Ackerbau - Raps 6 5 11 
Ackerbau - Schad- und Nutzorganismen 6 10 16 
Summe Ackerbau 60 54 114 15,04 16,67 -1,53 
Anwendungstechnik 11 7 18 2,37 2,86 -0,49 
Bekämpfung tierischer Schädlinge/Insektizide 8 13 21 2,77 2,02 +0,75 
Biologischer Pflanzenschutz 22 34 56 7 40 9,26 -1 86 
BiometrieNersuchswesen 8 8 1,06 
Diagnose 14 18 32 4,22 4,21 
Forschungsstrategien 12 12 1,58 
Forst 8 10 18 2,37 1,85 +0,52 
Fungizide/Bakterizide 22 22 44 5,80 5,05 +0,75 
Gartenbau - Gemüse 6 12 18 2,37 2,53 -0,16 
Gartenbau - Obst/Zierpflanzen 16 18 34 4,49 4,21 +0,28 
Gentechnik 12 9 21 2,77 3,37 -0,60 
Herbizide/Herbologie/Unkrautbekämpfung 22 15 37 4,88 6,40 -1,52 
Induzierte Resistenz/Stärkungsmittel 12 14 26 3,43 7,24 -3.81 
Nematoden 6 12 18 2,37 2,19 +0,18 
Populationsdynamik/Prognosemodelle/ 
Entscheidungshilfen 10 5 15 1,98 2, 19 -0,21 
Rechtliche Rahmenbedingungen/Pflanzengesundheit 30 20 50 6,60 5,05 +1,55 
Saatgutbehandlung 6 7 13 1,72 
Tropische Kulturen 13 26 39 5,15 
Umweltverhalten von Pflanzenschutzmitteln 19 34 53 6,99 7,74 -0,75 
Urbanes Grün 8 7 15 1,98 1,52 +0,46 
Virologie 8 15 23 3,03 4,88 -1,85 
Vorratsschutz 5 7 12 1,58 2,02 -0,44 
Weinbau/Hopfen 12 9 21 2,77 2,69 +0,08 
Wirt-Parasit-Beziehungen 14 26 40 5,28 5,56 -0,28 
Gesamt 364 394 758 100 100 
*)Die Relativwerte der 51. Deutschen Pflanzenschutztagung 1998 in Halle beziehen sich auf ein Gesamt (100 %) von 594 Beiträgen 
**) Freising-Weihenstephan:Halle 
gutem Essen, bayerischem Bier und fränkischem Wein wurde der 
Abend erst gegen Mitternacht beendet 
Während 1998 in Halle/Saale Teilnehmerkarten von 1350 Per-
sonen erworben wurden, belief sich diese Zahl 2000 in Freising-
Weihenstephan auf 1440. Zugenommen hatte auch die Zahl der 
Beiträge. In der Tabelle l sind die Sachgebiete in ihrem jeweili-
gen Umfang, die in Freising 2000 anstanden, mit ihren Verände-
rungen dargestellt. Ferner ist die relative Verteilung der Sachge-
biete aufgeführt und mit den fast deckungsgleich ausgewiesenen 
Sachgebieten der Pflanzenschutztagung 1998 in Halle verglichen 
worden. 
Die Pflanzenschutztagung behandelte 758 angenommene 
Beiträge in 30 Sachgebieten. Wegen der häufig fließenden Über-
gänge zwischen den Teilsachgebieten des Ackerbaus ist das ge-
samte Gebiet als eine Einheit berechnet worden. In einer Rang-
folge der ersten drei Plätze waren das Sachgebiet Ackerbau mit 
15,04 %, der Biologische Pflanzenschutz mit 7,40 % sowie das 
Sachgebiet Umweltverhalten von Pflanzenschutzmitteln mit 
6,99 % vertreten. Die gleiche Reihenfolge ist auch in annähernd 
gleicher Verteilung für die Pflanzenschutztagung 1998 in Halle 
festzustellen. Die größten Verschiebungen beim Vergleich der re-
lativen Anteile einzelner Sachgebiete zwischen Halle und Frei-
sing ergeben sich mit 1,86 % weniger für den Biologischen 
Pflanzenschutz, mit 3,81 % weniger für das Sachgebiet Indu-
zierte Resistenz/Stärkungsmittel und mit 1,85 % weniger für die 
Virologie in Freising. 
Mit den 30 angeführten Sachgebieten, die die Themenzuord-
nung zur Pflanzenschutztagung für Referate und Poster bestim-
men, haben sich in der Programmgestaltung der letzten vorauf-
gegangen Pflanzenschutztagungen Blöcke herausgebildet, die 
das Gesamtgebiet von Phytomedizin und Pflanzenschutz mehr 
oder weniger gut umschreiben. Das Zuordnungsschema er-
scheint insgesamt geeignet, alle eingereichten Themen zur Pflan-
zenschutztagung aufnehmen zu können. Im Vergleich zur Pflan-
zenschutztagung 1998 in Halle wurden für Freising drei Sachge-
biete aufgenommen, die dort nicht vertreten waren. Es waren 
dies Biometrie/Versuchswesen, Saatgutbehandlung und Tropi-
sche Kulturen. Der letztgenannte Bereich kommt immer dann zu-
stande, wenn die Deutsche Stiftung für internationale Entwick-
lung (DSE) und die Hochschulen mit Ausbildungsgängen tropi-
sche und subtropische Landwirtschaft ihre Stipendiaten bzw. 
Studenten aktivieren und sich an der Pflanzenschutztagung be-
teiligen. In den vergangenen Jahren haben sich die Interessen für 
den Bereich des „ausländischen Pflanzenschutzes" eindeutig auf 
die Beiträge verlagert, die aus dem osteuropäischem Raum kom-
men. 
Die 1440 Teilnehmer der 52. Deutschen Pflanzenschutztagung 
entstammten wiederum bestimmten Interessengruppen, die sich 
relativ wie folgt zuordnen lassen: 
Hochschule 21,28 %; Industrie 24,37 %; Pflanzenschutzdienst 
9,06 %; BBA und andere Bundesforschungsanstalten sowie Lan-
desforschungsanstalten 20, 10 %; andere (Praxis, Verbände, Or-
ganisationen) 25, 19 %. 
Mit 176 Besuchern aus europäischen und außereuropäischen 
Ländern betrug deren Anteil an der Gesamtbesucherzahl 
12,22 %. Die Besucherbeteiligung aus dem Ausland lag auf der 
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Ebene Hochschule bei 6,57 %; der Industrie bei 19,63 % (hier 
insbesondere aus der Schweiz und aus Österreich); dem Pflan-
zenschutzdienst bei 13,01 %; auf der Ebene BBA sowie andere 
Bundes- und Landesforschung bei 5, 12 %; andere (Praxis, Ver-
bände, Organisationen) bei 18, 12 % . 
In der Tabelle 2 ist auf der Grundlage des Tagungsbandes, der 
die Kurzfassungen der Beiträge zur Pflanzenschutztagung in 
weitgehender Vollständigkeit enthält, die Autorenbeteiligung 
und ihre Herkunft ausgewiesen. 
Auf den fünf Organisationsebenen Hochschule, Industrie, 
Pflanzenschutzdienst, BBA und andere Bundesforschungsan-
stalten sowie letztlich andere (Praxis, Verbände, Organisationen) 
besteht bei den Hochschulen die höchste Autorenbeteiligung mit 
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124 an den Beiträgen zum Ackerbau. Der zweithöchste Wert an 
den Hochschulen mit 109 liegt im Sachgebiet Wirt-Parasit-Be-
ziehungen, der hier relativ 84,50 %, bezogen auf alle 129 Auto-
ren in diesem Sachgebiet, ausmacht. In gleicher Weise sind je-
weils zwei höchste absolute und zwei höchste relative Werte auf 
den übrigen Organisationsebenen durch Unterstreichung bzw. 
Unterstrichelung gekennzeichnet. In der Spalte Summe sind ne-
ben drei höchsten absoluten Werten für die Zahl der Autoren, die 
mit 284 im Sachgebiet Ackerbau, mit 178 im Sachgebiet Um-
weltverhalten von Pflanzenschutzmitteln und mit 154 im Sach-
gebiet Biologischer Pflanzenschutz auftreten, auch die jeweils 
drei höchsten absoluten und relativen Werte für die Autorenbe-
teiligung aus dem Ausland angemerkt. 
Tab. 2. Autorenbeteiligung an den Beiträgen der 52. Deutschen Pflanzenschutztagung und deren Herkunft 
Sachgebiet 
Ackerbau (insgesamt) 
Anwendungstechnik 
Bekämpfung tierischer 
Schädlinge/Insektizide 
Biologischer Pflanzenschutz 
BiometrieNersuchswesen 
Diagnose 
Forschungsstrategien 
Forst 
Fungizide/Bakterizide 
Gartenbau Gemüse 
Gartenbau - Obst/Zierpflanzen 
Gentechnik 
Herbizide/Herbologie/ 
Unkrautbekämpfung 
Induzierte Resistenz/Stärkungsmittel 
Nematoden 
Populationsdynamik/Prognosemodelle/ 
Entscheidungshilfen 
Rechtliche Rahmenbedingungen/ 
Pflanzengesundheit 
Saatgutbehandlung 
Tropische Kulturen 
Umweltverhalten von 
Pflanzenschutzmitteln 
Urbanes Grün 
Virologie 
Vorratsschutz 
Weinbau/Hopfen 
Wirt-Parasit-Beziehungen 
Hochschule Industrie 
n 
% 
davon n 
Ausland % 
124 4 
43,66 
8 
16,67 
107 20 
69,48 
4 
33,32 
49 
50,51 
11 
33,33 
13 
40,63 
29 
26,13 
21 
45,65 
28 
36,84 
8 
13,11 
7 
8,54 
40 
53,33 
23 
47,92 
7 
26,92 
7 
7,69 
5 
15,15 
57 
ZL2!?_ 
18 
10,11 
5 
12,82 
48 
52,17 
6 
35,29 
8 
13,11 
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ll'l,_5Q 
6 
5 
3 
6 
2 
3 
32 
7 
3 
2 
31 
10,92 
11 
27,50 
30 
62,5 
2 
16,66 
9 
9,28 
22 
§(3jj!)_ 
fil 
60,36 
12 
15,79 
5 
8,20 
fil 
1'.t;19_ 
6 
8,00 
3 
6,25 
8 
8,97 
10 
30,30 
4 
2,25 
2 
11,76 
14 
22,95 
2 
1,55 
Anzahl der Personen aus: 
Pflanzenschutz- BBA u. a. BFAs andere (Praxis, 
Verbände, Org.) 
Summe 
dienst 
davon n 
Ausland % 
davon n 
Ausland % 
fill 3 M 
19.01 
2 
20,42 
15 
-~Z._5Q 
7 
14,58 
9 
5,84 
1 
8,33 
7 
7,22 
19 
_!?~,:??: 
3 
6,52 
14 
18,42 
13 
21,31 
4 
4,88 
4 
5,33 
8 
16,67 
6 
23,08 
17 
18,68 
5 
15,15 
10 
5,62 
10 
26,64 
4 
4,35 
Z1 
34,43 
3 
14 
35,00 
1 
2,08 
23 
14,94 
4 
33,32 
21 
21,65 
4 
3,60 
8 
17,39 
16 
21,05 
27 
44,26 
5 
6,10 
14 
18,67 
11 
22,92 
2 
7,69 
51 
füLQ<t 
7 
21,12 
5 
6,25 
130 
J'.9A)9_ 
17 
42,59 
28 
30,43 
4 
23,52 
4 
6,56 
davon 
Ausland % 
davon n 
Ausland % 
1Z 3 284 
100 
3 
5,99 
2 
4,17 
15 
9,74 
1 
8,33 
11 5 
11,34 
11 
9,91 
14 
;3_9_._4;3_ 
6 
7,89 
8 
13,11 
5 
6,10 
11 
14,67 
3 
6,25 
11 
.42,:?.1 
8 
8,79 
6 
18,18 
.ill 
22,5 
16 
8,99 
7 
17,95 
12 
13,04 
5 
29,41 
14 
22,95 
5 
2 
16 
4 
6 
40 
100 
48 
100 
154 
100 
12 
100 
97 
100 
33 
100 
32 
100 
111· 
100 
46 
100 
76 
100 
61 
100 
82 
100 
75 
100 
48 
100 
26 
100 
91 
100 
33 
100 
80 
100 
178 
100 
39 
100 
92 
100 
17 
100 
61 
100 
1 
0,78 
11 2 6 4 129 
100 8,53 4,65 
Beiträge 
davon Anzahl Autor./ 
Ausland Beitrag 
10 113 
3,52 
18 
3 19 
6,25 
Z1 53 
13,64 
11 
11,34 
5 
4,50 
6 
13,04 
4 
5,26 
2 
3,28 
4 
4,88 
6 
12,50 
1 
3,84 
4 
4,40 
3 
9,09 
fil 
!i9)'~_ 
5 
2,81 
12 
J.?,;J_~_ 
4 
29~52 
8 
6,20 
7 
32 
12 
15 
42 
17 
34 
21 
37 
25 
18 
14 
47 
12 
30 
52 
14 
23 
8 
19 
39 
2,5 
2,2 
2,5 
2,9 
Ll 
3,0 
2,8 
2,1 
2,6 
2,7 
2,2 
2,9 
2,2 
3,0 
2,7 
1,9 
1,9 
2,8 
2,7 
3,4 
2,8 
2,1 
3,2 
3,3 
Gesamt n 742 99 299 3 236 7 461 6 207 49 1945 164 721 2,7 
% 38,17 15,39 12,15 23,72 10,56 100 8,43 
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Wie vor zwei Jahren in Halle fand auch in Freising wieder ei ne 
Podiumsdiskussion statt, die sich mit dem Thema „Pflanzen-
schutz zwischen Molekularbiologie und praktischer Anwen-
dung" befasste. Den einführenden Kurzbeiträgen der Podiums-
mitglieder stellte der Diskussionsleiter (Dr. G. BACKHAUS, BBA) 
einige Thesen voran, um das Spannungsfeld Molekularbiologie 
und Pflanzenschutz zu charakterisieren. Eine zentrale Aussage 
war, dass an sich gleichgeartete Probleme durch eine unter-
schiedliche Sprache beschrieben werden. Auch die Bemühungen 
um Akzeptanz neuer Technologien aus beiden Bereichen durch 
die Gesellschaft wird nicht als Gemeinsamkeit verstanden und 
angegangen. Es wäre dringend erforderlich, dass sowohl in 
Schulen als auch in anderen Ausbildungsstätten intensiv auf die 
Bedeutung neuer (molekularbiologischer) und klassischer Tech-
niken hingewiesen wird. Nach Diskussion aller bestehenden 
Hemmnisse für eine gemeinsame Plattform, insbesondere derbe-
schränkten Finanzierungsmöglichkeiten und der breiten Akzep-
tanz der Grünen Gentechnik, die in das Spannungsfeld von 
Molekularbiologie und „konservativen Pflanzenschutz" einge-
schlossen war, blieb am Ende die Feststellung, dass auch zukünf-
tig trotz aller Fortschritte in der Molekularbiologie die klassische 
Phytopathologie und Taxonomie ihren Platz benötigen und ihre 
Bedeutung haben werden. 
Alle Beiträge zur 52. Deutschen Pflanzenschutztagung sind in 
Heft 376 der Mitteilungen aus der Biologischen Bundesanstalt 
für Land- und Forstwirtschaft, Berlin-Dahlem, zusammenge-
fasst. Der Tagungsband wurde den Teilnehmern zur Tagung aus-
gehändigt. Er kann auch im Buchhandel (ISBN 3-8263-3353-5) 
zum Preis von 59,- DM oder beim Parey Buchverlag Berlin, 
Kurfürstendamm 57, 10707 Berlin, bezogen werden. 
H. BRAMMEIER (Braunschweig) 
Gesetz zu dem Rotterdamer Übereinkom-
men über den internationalen Handel mit 
gefährlichen Chemikalien 
Aufgrund der Beschlussempfehlung und des Berichts des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat der 
Deutsche Bundestag am 8. Juni 2000 in seiner 108. Sitzung den 
von der Bundesregierung eingebrachten folgenden Entwurf un-
verändert angenommen: 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Rotterdamer Übere inkommen 
über das Verfahren der vorherigen Zustimmung nach Inkennt-
nissetzung für bestimmte gefährliche Chemikalien sowie Pflan-
zenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmittel im internationa-
len Handel vom 10. September 1998 (Drucksache 14/2919). 
Die Konvention, die am 10. September 1998 in Rotterdam an-
genommen worden ist, wurde, während sie zur Unterzeichnung 
im Hauptquartier der Vereinten Nationen in New York auslag, 
von 72 Staaten und der Europäischen Gemeinschaft gezeichnet. 
Das Übereinkommen wird aber erst in Kraft treten, wenn es von 
mindestens 50 Ländern ratifiziert worden ist. Erst dann wird das 
PIC-Verfahren völkerrechtlich verbindlich werden. Mit Stand 
31. Mai 2000 wurden lediglich vier Ratifizierungen gemeldet (EI 
Salvador, Niederlande, Oman, Slowenien). 
Das Übereinkommen ist das erste internationale Vertragswerk 
zur Chemikaliensicherheit. Kernstück des sog. PIC-Überein-
konunens ist ein qualifiziertes Informations- und Notifizierungs-
system. „PIC" steht für „Prior Informed Consent" und bedeutet 
„Vorherige Zustimmung nach Inkenntnissetzung" . 
Das Abkommen zum PIC-Ve1falu·en schreibt vor, dass be-
stimmte gefährliche Chemikalien und Pflanzenschutzmittel 
(PSM), deren Anwendung verboten oder streng beschränkt is t, 
sowie bestimmte sehr gefährliche PSM-Forrnu!ierungen nur 
dann exportiert werden dürfen, wenn das importierende Land 
ausdrücklich zustimmt. 
Nach dieser Regelung können künftig Einfuhrländer entsche i-
den, welche der unter das PIC-Verfahren fallenden besonders ge-
fährlichen Agrar- und Industriechemikalien sie importieren wol-
len und welche sie grundsätzlich ablehnen oder von einer beson-
deren Genehmigung abhängig machen möchten. Sollte ein Han-
del stattfinden, so sind bestinunte Anforderungen hinsichtlich 
Kennzeichnung und Bere itstellung von Informationen über mög-
liche Gefahren für Gesundheit und Umwelt zu erfüllen. Damit 
sollen insbesondere in den Entwicklungsländern die Überwa-
chung des Chemikalienhandels verbessert und ein wirksamerer 
Schutz für Umwelt und Gesundheit gewährleistet werden. Das 
Ziel der PIC-Konvention ist, die geteilte Verantwortlichkeit von 
Export- und Importländern zu fördern. 
1989 führten UNEP und FAO ein freiwilliges PIC-Verfahren 
ein. Daran nehmen bislang 154 Staaten teil. In der Europäischen 
Union gilt aufgrund einer EG-Verordnung ein rechtlich verbind-
liches PIC-Verfahren. Insgesamt reichen diese Instrumentarien 
jedoch nicht aus. Die am lO. September 1998 in Rotterdam be-
schlossene und am 11 . September 1998 von der Bundesregierung 
gezeichnete Konvention kann nun erstmals völkerrechtl ich ver-
bindliche Regeln für die Ausfuhr gefährlicher Chemikalien 
schaffen. 
Der Anwendungsbereich des Übereinkommens betraf zu-
nächst 17 Pflanzenschutzmittel, fünf sehr gefährliche PSM-For-
mulierungen und fünf Industriechemikalien. Mittlerweile kamen 
zwei weitere Pflanzenschutzmittel hinzu. Für einige Bereiche 
(Kennzeichnung und Information) ist der Anwendungsbereich 
der PIC-Konvention auch auf weitere gefährliche Chemikalien 
ausgedehnt worden. Ausgenommen sind Betäubungsmittel und 
psychotrope Stoffe, radioaktives Material , Abfälle, Chemiewaf-
fen , pharmazeutische Produkte (einschl. Arzneimittel für 
Mensch und Tier), als Lebensmittelzusätze verwendete Chemi-
kalien, Lebensmittel sowie Chemikalien in Mengen, die wahr-
scheinlich nicht die menschliche Gesundheit oder die Umwelt 
beeinträchtigen, vorausgesetzt, sie werden zu Versuchs- oder 
Analysezwecken oder von Einzelpersonen zum persönlichen 
Gebrauch in dafür angemessenen Mengen eingeführt. 
Die Umsetzung der PIC-Konvention soll von der Konferenz 
der Vertragsparteien überwacht und gefördert werden. Es wurde 
ein „Interim Chemical Review Committee" gegründet, das sich 
aus 29 regierungsbenannten Experten aus dem Chemikalien-
management zusammensetzt. Beobachter aus Nicht-Vertragspar-
teien, Regierungs- und Nicht-Regierungs-Organisationen kön-
nen zugelassen werden. Das „lnterim Chemical Review Com-
mittee" hat bis zum Inkrafttreten der PIC-Konvention u. a. die 
Aufgabe, die Notifizierungen der verbotenen und streng be-
schränkten Chemikalien auszuwerten und der Konferenz der 
Vertragsparteien Vorschläge zu machen, welche dieser Stoffe ins 
PIC-Verfahren aufgenommen werden sollen. Auf seiner ersten 
Sitzung im Februar 2000 kam das „Interim Chemical Review 
Cornmittee" überein, der Konferenz der Vertragsparteien zwei 
weitere Pflanzenschutzmittel für das PIC-Verfahren vorzuschla-
gen. 
Weitere Informationen zum Übereinkommen und zur PIC-
Konvention können über http://www.pic.int und http://www. 
bba.de sowie http://www.bundesregierung.de/frameset/index.jsp 
erhalten werden. 
A. HOLZMANN (Braunschweig) und GARNET KROOS (Berlin) 
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Folienserie „Pflanzenschutz und 
Gewässerschutz - Warum Abstandsauf-
lagen?" 
Im Rahmen des Zulassungsverfahrens für Pflanzenschutzmittel 
werden zum Schutz des Naturhaushaltes vielfach spezielle An-
wendungseinschränkungen erforderlich, die in Form von An-
wendungsbestimmungen und Auflagen festgesetzt werden. Um 
diesbezüglich die Aufklärung und die Akzeptanz der im Bereich 
„Abstandsauflagen und Gewässerschutz" zu beachtenden Rege-
lungen beim Anwender zu verbessern, ist eine Folienserie mit 
dem Titel „Pflanzenschutz und Gewässerschutz - Warum Ab-
standsauflagen?" entwickelt worden. Ziel ist es, die Bedeutung 
und Hintergründe für Abstandsauflagen zu Oberflächengewäs-
sern anhand folgender Schwerpunktthemen aufzuzeigen: 
1. Naturhaushalt und Landbewirtschaftung 
2. Gesetzliche Grundlagen 
3. Lebensraum Wasser 
4. Risikobewertung und -minimierung 
Das praxisorientierte Unterrichts- und Informationsmaterial 
wendet sich insbesondere an Fach-/Hochschulen, Umweltver-
bände, Berufsschulen und die landwirtschaftliche Beratung. 
Die Foliensammlung ist als Projekt des Fachbeirates „Natur-
haushalt" der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forst-
wirtschaft in Braunschweig entstanden, der sich aus Vertretern 
des amtlichen Pflanzenschutzdienstes, des Umweltbundesamtes 
sowie der BBA zusammensetzt. Die Realisierung ist durch fi-
nanzielle Unterstützung des Arbeitsamtes Landau und des Indus-
trieverbandes Agrar ermöglicht worden, der zudem konzeptio-
nell beteiligt war. 
Zusammen mit Begleittexten steht die knapp 60 Folien um-
fassende Sammlung als CD-ROM zur Verfügung. Gegen eine 
Schutzgebühr von 15,00 DM ist sie bei der Staatlichen Lehr-
und Versuchsanstalt für Landwirtschaft, Weinbau und Garten-
bau, Fachbereich Ökologie, Breitenweg 71, 67435 Neustadt/ 
Weinstraße zu beziehen. Für Rückfragen, z. B. zu Systemvor-
aussetzungen, steht Frau GöTZ zur Verfügung: Telefon: 0 63 21/ 
67 12 34, Telefax: 0 63 21/67 12 22, E-Mail: sgoetz.slfa-nw 
@agrarinfo.rpl.de GARNET KRoos (Berlin) und 
M. STRELOKE (Braunschweig) 
Internationale Konferenz zur Zukunft und 
Entwicklung ländlicher Räume 
„Potsdamer Erklärung rural21" 
Das Bundesministerium für Ernährung. Landwirtschaft und 
Forsten (BML) veranstaltete anlässlich der Weltausstellung 
EXPO 2000 vom 5. bis 8. Juni 2000 in Potsdam eine Internatio-
nale Konferenz zur Zukunft und Entwicklung ländlicher Räume 
mit dem Titel „rural21". Ziel der Konferenz war, sich insbeson-
dere über eine eigenständige und gleichwertige Rolle und Zu-
kunft der ländlichen Räume als Lebens- und Wirtschaftsstand-
orte international und interdisziplinär auszutauschen. Mit der 
gleichzeitigen Betrachtung ökonomischer, ökologischer und so-
ziokultureller Aspekte hat rural21 inhaltlich an vorangegangene 
Konferenzen, u. a. die in der Weltöffentlichkeit und Politik viel 
beachtete Konferenz der Vereinten Nationen für Umwelt und 
Entwicklung 1992 in Rio de Janeiro, angeknüpft. Die Schlüssel-
begriffe der nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Agenda 21 
bilden folglich auch den Leitfaden für rural2 l. 
Abschließend hat sich die Konferenz am 7. Juni auf die so ge-
nannte „Potsdamer Erklärung rural21" verständigt, deren im 
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weiteren dargestellten Grundsätze sich an den folgenden Fra-
gestellungen orientieren: 
I. Ausgangslage - Wo stehen wir? 
II. rural2 l: Auf dem Weg zu einer nachhaltigen Entwicklung 
ländlicher Räume - was wollen wir? 
1. Armut bekämpfen, Ernährung sichern, Ungleichheit überwin-
den 
2. In Menschen investieren - mehr und bessere Arbeitsplätze 
schaffen 
3. Zugang zu produktiven Ressourcen gewährleisten, Flächen-
nutzungskonflikte ausgleichen 
4. Natürliche Lebensgrundlagen erhalten, Umweltaspekte in alle 
Politikbereiche einbeziehen 
5. Ausgewogene Partnerschaft zwischen Stadt und Land her-
beiführen 
6. Leistungsfähige Infrastruktur schaffen und ihren Zugang ge-
währleisten 
7. Sicherung einer leistungsfähigen, multifunktionalen Land-
und Forstwirtschaft 
8. Für gute Regierungsführung sorgen, Partizipation gewährleis-
ten 
III. Schlussfolgerungen Was müssen wir tun? 
Für eine ausgewogene Entwicklung und Stabilität von Volks-
wirtschaften und Gesellschaften sind auch die Vielfalt und das 
Leistungsvermögen ihrer ländlichen Räume von großer Bedeu-
tung. Dies gilt trotz unterschiedlicher Ausgangsbedingungen und 
Probleme für ländliche Räume in Entwicklungsländern wie in 
entwickelten Ländern, da sie gleichermaßen lebenswichtige 
Funktionen besitzen, wie die der Nahrungsmittelproduktion und 
Erzeugung nachwachsender Rohstoffe, und als Wohn-, Wirt-
schafts-, Kultur- und Erholungsgebiete sowie als ökologische 
Ausgleichsräume dienen. 
Angesichts der in weiten Teiien der Welt herrschenden Armut, 
chronischen Unterernährung der Bevölkerung, fortschreitenden 
Urbanisierung und Landflucht, Knappheit von Wasservorräten, 
dem geringen Bildungsniveau sowie des kontinuierlichen Ver-
lusts von Acker- und Forstflächen und des Artensterbens gilt es 
bei der Förderung ländlicher Räume zunächst diese komplexen 
Probleme zu lösen. So kann die Weltbevölkerung, insbesondere 
die Menschen in den einkommensschwachen Nahrungsdefizit-
ländern, zukünftig nur ausreichend mit Nahrungsmitteln und an-
deren lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen versorgt 
werden, wenn die dafür notwendigen Vorkommen und Struktu-
ren nachhaltiger und schonender als bisher genutzt werden. Eine 
zukunftsfähige und nachhaltige Entwicklung ländlicher Räume 
kann gemäß den Beschlüssen der rural2 l erfolgreich realisiert 
werden, wenn die Entwicklungsstrategien auf einer eigenständi-
gen, wettbewerbsstarken und leistungsorientierten Agrarpolitik, 
der schonenden und effizienten Nutzung endlicher und Entwick-
lung regenerativer Ressourcen sowie der Vermeidung umweltbe-
lastender Stoffverluste bei Produktionsprozessen, der Erhaltung 
der biologischen Vielfalt und einer standortangepassten Flächen-
nutzung basieren. Darüber hinaus sind politische und soziale 
Gegebenheiten, wie Gerechtigkeit, Verteilung, Demokratie und 
Frieden, Voraussetzung für eine eigenbestimmte Zukunft der 
ländlichen Räume und seiner Bewohner. 
So betrachtet es z.B. die Bundesrepublik Deutschland als eine 
vorrangige Aufgabe, die ländlichen Räume im Rahmen ihrer 
Nachhaltigkeitsstrategie zu fördern. Unter dem Titel „Dmf 2000 
- Beispiele nachhaltiger Landentwicklung" werden innovative 
Projekte aus Deutschland als einer führenden Industrienation im 
Rahmen der rural21 auf der EXPO 2000 vorgestellt. 
Der Originaltext des Abschlussprotokolls sowie weiter-
führende Informationen können unter http://rural2l.de und 
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http://bml.de abgefragt werden und sind in FAO-aktuell, Nach-
richten über Welternährung und Weltwirtschaft, 30. Jahrgang, 
Nr. 24/2000 vom 16. Juni 2000 veröffentlicht worden. 
GARNET KROOS (Berlin) 
Biologische Bundesanstalt und Deutsche 
Landwirtschafts-Gesellschaft vereinbaren 
Zusammenarbeit bei der Geräteprüfung in 
Europa 
Anlässlich der Festveranstaltung der Fachgruppe Anwendungs-
technik der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft (BBA) zu „50 Jahre Pflanzenschutzgeräteprüfung in 
Braunschweig" am 30. Juni 2000 überreichte Herr Dr. BERTRAM, 
Leiter der Prüfstelle der Deutschen Landwirtschafts-Gesellschaft 
(DLG) dem Präsidenten der Biologischen Bundesanstalt, Herrn 
Prof. Dr. KLINGAUF, eine von beiden Seiten unterzeichnete Ver-
einbarung über die Zusammenarbeit bei der Geräteprüfung auf 
europäischer Ebene. 
Der Anfang dieser Zusammenarbeit geht auf das Jahr 1997 
zurück, als die DLG, die BLT (Bundesanstalt für Landtechnik in 
Wieselburg/Österreich) und CONAMA (Consorzio Nazionale 
Meccanizzaione Agricola, Rom/Italien) bei der freiwilligen 
Geräteprüfung eine Zusammenarbeit in einem Verbund der eu-
ropäischen Prüfstellen, im so genannten „European Network for 
Testing Agricultural Machinery" - ENTAM - vereinbarten. In 
der Zwischenzeit sind noch andere Prüfstellen dem ENTAM bei-
getreten bzw. haben ihr Interesse angemeldet. Ziel des ENTAM 
ist es, einen Verbund europäischer Prüfstellen aufzubauen, die 
nach abgestimmten europäischen Prüfvorschriften/ Anforderun-
gen arbeiten und eine gegenseitige Anerkennung von Prüfungs-
ergebnissen/Prüfberichten ermöglichen. Damit können Mehr-
fachprüfungen entfallen, was Zeit und Kosten spart und eine 
größere Verfügbarkeit von geprüften Geräten in Europa sicher-
stellt. 
Nachdem nach der Prüfung von Schleppern, Bodenbearbei-
tungsgeräten, Düngerstreuern nunmehr auch großes Interesse an 
einer ENTAM-Prüfung von Pflanzenschutzgeräten bestand, fan-
den bereits 1998 erste diesbezügliche Gespräche statt. Auf Ein-
ladung der Fachgruppe Anwendungstechnik wurde daraufhin im 
Februar 1999 mit den an der Prüfung von Pflanzenschutzgeräten 
beteiligten europäischen Prüfstellen ein erstes Treffen in Braun-
schweig durchgeführt und als Ergebnis dieser Besprechung eine 
gemeinsame Vorprüfung von zwei Pflanzenschutzgeräten ver-
einbart. Die Diskussion und Schlussfolgerungen aus diesen ge-
meinsamen Vorprüfungen werden demnächst zum Abschluss 
kommen, so dass damit bald die Voraussetzungen für eine euro-
päische Pflanzenschutzgeräteprüfung vorliegen werden. 
Damit die Pflanzenschutzgeräteprüfung in Deutschland, die 
Aufgabe der BBA ist, auch im Rahmen des ENTAM durchge-
führt werden kann, war die eingangs erwähnte Vereinbarung mit 
der DLG, die bisher als alleinige deutsche Prüfstelle im ENTAM 
fungierte, notwendig. Diese Arbeitsteilung mit der DLG, die sich 
seit Jahrzehnten bewährt hat, wird damit auch auf europäischer 
Ebene praktiziert. Damit ist eine weitere europäische Plattform 
geschaffen worden, mit neuen Herausforderungen und Chancen 
die europäische Geräteprüfung mitgestalten zu können. Die 
Voraussetzungen, die die Fachgruppe Anwendungstechnik hier-
für mit einbringt, sind besonders günstig. 
H. GANZELMElER (Braunschweig) 
Die Abteilung für Pflanzenschutzmittel und 
Anwendungstechnik der BBA gibt bekannt: 
Das Internetangebot des RENDEA-Pro-
jektes in der Biologischen Bundesanstalt 
zur 3. Stufe der EU-Wirkstoffprüfung 
(Pflanzenschutzmittel) 
29. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung 
(Pflanzenschutzmittel)1) - W 29 
Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) hat im Rahmen eines Projektes der Europäischen Kom-
mission (Generaldirektion „Gesundheit und Verbraucher-
schutz") mit der 3. Stufe der EU-Wirkstoffprüfung begonnen. 
Grundlage des Projektes bildet die Verordnung (EG) Nr. 451/ 
2000, die seit dem 1. März 2000 in Kraft ist und in einem schritt-
weisen Verfahren die Prüfung von „Altwirkstoffen" regelt. 
Operative Arbeitsplattform für das RENDER-Team ist das 
Internet. Das Internetangebot ist über die Homepage der BBA 
unter der Adresse http://www.bba.de/english/render.htm abruf-
bar. 
Neben Rahmeninformation zur 3. Stufe des Arbeitsprogramms 
finden sich hier die elektronischen Antragsformulare, Hinweise 
zur Bearbeitung der Anträge sowie laufende Informationen zum 
Stand des Verfahren und erste Ergebnisse: 
• Rahmeninformation: Zum Arbeitsprogramm der Richtlinie 
des Rates 9 l/414/EWG, die Verordnung 451/2000 in allen EU-
Sprachen, zeitliche Staffelung des Antragsverfahrens und der 
Prüfung der Anträge, Aufgaben und Vorstellung des REN-
DER-Teams. 
• Voranträge: Die Einreichung der Voranträge wurde zum 31. 
Mai 2000 abgeschlossen. Als integraler Bestandteil des weite-
ren Antragsverfahrens stehen die Formulare und die beglei-
tenden Hinweise aber weiterhin zur Verfügung. 
• Hauptanträge: Den Hauptantragsformularen werden ausführ-
liche Ausfüllanleitungen vorangestellt sowie eine Reihe von 
Dokumenten, die eine Bearbeitung der Anträge erleichtern 
sollen. Der Hauptantrag gliedert sich in mehrere Abschnitte: 
Die Vollzähligkeitskontrolle für Anhang II und III, die Liste 
verfügbarer Studien und die Liste der Endpunkte zählen hier 
zu den Schwerpunkten. 
• Begleitinformationen: Für eine gleichartige und eindeutige 
Übermittlung der Antragsdaten wird die Nutzung von angebo-
tenen Codelisten empfohlen. Die Klassifizierung von Wirk-
stoffen, die für die 3. Stufe vorgesehen sind, soll die Prüfung 
und Auswertung erleichtern. 
• Ergebnisse: Darstellung erster Resultate nach Eingang der 
Voranträge, beantragte Wirkstoffe, Antragsteller und Kontakte 
zur Erleichterung der Kommunikation. 
Je nach Verwendungszweck und Umfang werden die Dateien im 
html-, pdf- oder Original-Anwendungsformat auch komprimiert 
angeboten. 
Querverweise stellen Verbindungen zu weiteren Informations-
quellen her, etwa zum Internetangebot der Europäischen Kom-
mission. 
Die Tätigkeit des RENDER-Projektes folgt den durch die 
Verordnung vorgegebenen, inhaltlich sehr unterschiedlichen 
Arbeitsschritten. Mit dem Fortlauf des Verfahrens und den suk-
1) 28. Mitteilung siehe L UNDEHN, J.-R„ und H. KOHSIEK, 2000: Aufnahme 
von Metsulfuron-methyl und Prohexadion-calcium in Anhang 1 der Richt-
linie des Rates 91/414/EWG: Nachrichtenbl. Deut. Pflanzenschutzd„ 52 
( 11 ), S. 292- 293. 
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zessiv erhaltenen Ergebnissen wird das RENDER-Internetange-
bot daher ständig fortgeschrieben und den wechselnden Erfor-
dernissen angepasst. 
u. PINGEL und A. VERSCHWELE (Braunschweig) 
Übersicht über EU-Beurteilungsberichte 
(„Review Reports") für Wirkstoffe, die in 
Anhang 1 der Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates aufgenommen wurden 
30. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzmittel) - W 30 
Mit der 24. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung im Augustheft 
dieses Nachrichtenblattes hatte die Biologische Bundesanstalt 
bereits über die beabsichtigte Veröffentlichung von EU-Beurtei-
lungsberichten für Wirkstoffe, die in Anhang I der Richtlinie 
911141/EWG des Rates aufgenommen wurden, berichtet. 
Die Veröffentlichung erfolgt für jeden Wirkstoff getrennt in 
der Reihe „Berichte aus der Biologischen Bundesanstalt für 
Land- und Forstwirtschaft" als Band D der Folge „Rechtliche 
Regelungen der Europäischen Union zu Pflanzenschutzmitteln 
und deren Wirkstoffen". Bisher sind folgende Beurteilungsbe-
richte erschienen: 
Heft/Report BandNolume Berichterstattender 
59/2000 
60/2000 
61/2000 
65/2000 
66/2000 
69/2000 
70/2000 
71/2000 
Mitgliedstaat/ 
Wirkstoff/Active Substance Rapporteur Member State 
01: Fluroxypyr 
02: Azimsulfuron 
03: Kresoxim-methyl 
04: Azoxystrobin 
05: Spiroxamine 
06: lmazalil 
07: Prohexadion-calcium 
08: Metsulfuron-methyl 
Oeutschland/Germany 
ltalien/ltaly 
Belgien/Belgium 
Oeutschland/Germany 
Deutscl1iand/Gennany 
Luxemburg/Luxembourg 
Frankreich/France 
Frankreich/France 
Die Hefte können beim Saphir Verlag, Gutsstraße 15, D-38551 
Ribbesbüttel, Tel.: +49 (0) 53 74/65 76, Fax: +49 (0) 53 74/65 77 
gegen Erstattung der Unkosten bezogen werden. 
J.-R. LUNDEHN und H. KoHSIEK (Braunschweig) 
Informationsaustausch nach Artikel 12 
Absatz 2 der Richtlinie 91/414/EWG des 
Rates 
Liste der zugelassenen Pflanzenschutzmittel mit 
Stand 1. Januar 2000 veröffentlicht 
31. Mitteilung zur EU-Wirkstoffprüfung (Pflanzen-
schutzmittel) - W 31 
Nach Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie des Rates 91/414/EWG 
erstellt jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union jährlich eine 
Liste der Pflanzenschutzmittel, die in seinem Gebiet zugelassen 
sind, und leitet diese Liste den anderen EU-Mitgliedstaaten und 
der Europäischen Kommission zu. 
Die Biologische Bundesanstalt erstellt im Auftrag des Bun-
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
jährlich zum l. Januar diese Liste der zugelassenen Pflanzen-
schutzmittel und verteilt sie an Mitgliedstaaten und Kommission. 
Die Listen sind als Berichte aus der Biologischen Bundesan-
stalt für Land- und Forstwirtschaft (aktuell: Heft 55, 2000) über 
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den Saphir Verlag, Gutsstraße 15, 38551 Ribbesbüttel, Tel.: +49 
(0) 53 74 / 65 76, Fax: +49 (0) 53 74 / 65 77, gegen Erstattung 
der Unkosten zu beziehen. 
Neben der nach Handelsbezeichnung sortierten Auflistung der 
zugelassenen Pflanzenschutzmittel, die auch Antragsteller, 
Kenn-Nr„ Formulierung, Wirkstoffname und -gehalt sowie die 
bei der Zulassung vorgesehenen Anwendungen (Wirkungsbe-
reich, Einsatzgebiet) enthält, findet sich eine alphabetisch sor-
tierte Liste der in den zugelassenen Pflanzenschutzmitteln ent-
haltenen Wirkstoffe. Weiterhin sind die vollständigen Adressen 
aller Zulassungsinhaber aufgeführt. 
A. HOLZMANN und H. KOHSIEK (Braunschweig) 
Hinweis für Antragsteller von Pflanzen-
schutzmitteln 
Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BBA) hat bisher schon als zuständige Behörde für die Prüfung 
und Zulassung von Pflanzenschutzmittel Informationen, Be-
kanntmachungen und Hinweise für Antragsteller von Pflanzen-
schutzmitteln in unregelmäßigen Abständen veröffentlicht. 
Diese erfolgten in der Regel im Nachrichtenblatt des Deutschen 
Pflanzenschutzdienstes und falls erforderlich auch im Bundes-
anzeiger. 
Aus Gründen der Übersichtlichkeit und zur Erleichterung für 
die Antragsteller werden diesbezügliche Informationen, Be-
kanntmachungen und Hinweise für Antragsteller zukünftig als 
gezählte „Hinweise zum Zulassungsverfahren für Pflanzen-
schutzmittel" im Nachrichtenblatt des Deutschen Pflanzen-
schutzdienstes in der Regel unter der Rubrik „Die Abteilung für 
Pflanzenschutzmittel und Anwendungstechnik gibt bekannt:" er-
scheinen. Nachfolgend finden Sie die 1. Veröffentlichung dieser 
Serie: 
Modifizierung des Verfahrens der Prüfung und 
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln - Z1 
Die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft hat 
das Verfahren der Prüfung und Zulassung von Pflanzenschutz-
mitteln wie folgt modifiziert: 
1. Seit 01. Juli 2000 werden für Amtshandlungen zur Entschei-
dung über die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln L111d im Zu-
sammenhang mit berichterstattenden Tätigkeiten im Sinne des 
§ 37 Abs . 1 Satz 1 Nr. 2 des Pflanzenschutzgesetzes Vorschüsse 
gemäß§ 16 Verwaltungskostengesetz vom 23. Juni 1970 (BGB!. 
I S. 82) erhoben. Der Vorschuss orientiert sich an der unteren Ge-
bühr der jeweiligen Rahmengebühr. 
2. Kommt die Biologische Bundesanstalt während der Vorprü-
fung eines Zulassungsantrages zu dem Ergebnis, dass essentielle 
Unterlagen fehlen und daher die Hauptprüfung grundsätzlich 
nicht beginnen kann, kann der Antragsteller gleichwohl um Auf-
nahme der Hauptprüfung bitten. Dazu hat er zu erklären, dass 
nach seiner Einschätzung die zur Prüfung der Zulassungsvoraus-
setzungen erforderlichen Angaben, Unterlagen und Proben 
gemäß § 12 Abs. 3 Satz 1 Pflanzenschutzgesetz in Verbindung 
mit § 1 Abs. 2 Pflanzenschutzmittelverordnung vorliegen und 
die dieser Erklärung ggf. beiliegenden Studien die letzte Nach-
lieferung von Unterlagen sei. 
Hierzu ist das überarbeitete Formblatt BBA AP-04-07 zu ver-
wenden. H. KoHSIEK (Braunschweig) 
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Die Abteilung „Pflanzengesundheit" teilt mit: 
Ausnahmegenehmigung für Eichenholz 
mit Rinde aus Nordamerika verlängert 
Die seit 1993 gültige Ausnahmegenehmigung vom Verbot für 
Eichenholz mit Rinde aus Nordamerika wurde am 27. Oktober 
2000 vom Ständigen Ausschuss Pflanzenschutz der Kommission 
vom 31. Dezember 2000 bis zum 31. Dezember 2002 verlängert. 
Einfuhren von Eichenholz mit Rinde s.ind aufgrund der EG-
Quarantänerichtlinie RL 2000/29/EG verboten, um die Ein-
schleppung der nordamerikanischen Eichenwelke (Ceratocys1is 
fagacea rum ) zu verhindern. Durch die Ausnahmegenehmigung 
wird die Einfuhr von Stämmen mit Rinde unter strengen Aufla-
gen zugelassen, da die Furnierindustrie in den europäischen Länc 
dern entsprechendes Holz benötigt. Die Auflagen beinhalten in 
bestimmten Fällen die Verwendung von Methylbromid, diese 
Option dürfte voraussichtlich letztmalig zugelassen sein. Ohne 
anerkannte alternative Verfahren könnten daher möglicherweise 
in zwei Jahren die Einfuhren von Roteichenholz ganzjährig und 
von Weißeichenholz in den Sommermonaten nicht mehr möglich 
sein. Daneben wurde vom Ausschuss Pflanzenschutz festgestellt, 
dass dringend die Wirksamkeit der bisherigen Schutzmaßnah-
men gegen eine in Kalifornien aufgetretene Phytophtlwra-Art, 
die dort ein Massensterben von Eichen verursacht, überprüft 
werden muss. Der deutsche Pflanzenschutzdienst, insbesondere 
die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft 
(BB A), ist aufgrund der erheblichen Einfuhren nordamerikani-
schen Eichenholzes nach Deutschland besonders aufgefordert, 
diese Risikobewertung durchzuführen. J.-G. UNGER 
Abteilung für nationale und internationale Angelegenheiten 
der Pflanzengesundheit der BBA (Braunschweig) 
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Aus dem Vorwort 
Mit der vorliegenden Ergänzungslie fe rung wird das Werk auf den 
Rechtsstand vom 1. August 2000 gebracht. 
Es wird hingewiesen auf Änderungen der Chemikalien-Verbotsver-
ordnung (Nr. 3/4) sowie der Verordnung zum Schutz vor gefährlichen 
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Gleiches gilt für das Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln (Nr. 
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Dies wurde berücksichti 2.t bei der Verordnung über die zuständigen 
Behörden nach dem Lebe7ismittelrecht (Nr. 14/l), der Bekanntmachung 
über die nach dem Chemikal iengesetz zuständigen Behörden (Nr. 14/2), 
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Land.csrecht Mecklenburg-Vorpommern ist aufmerksam zu machen auf 
die Anderung des Gesetzes zum Abkommen über die Zentralstelle der 
Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts (Nr. 
16 A/ l l ). Geändert wurde auch die Landesverordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe 
(Nr. 19/8) des Bundeslandes Rheinland-Pfalz. 
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Die vorliegende Ergänzungslieferung bringt die Vorschriftensammlung 
auf den Rechtsstand von Ende Dezember 1999. 
Besondere Hervorhebung verdient die neue Bundesartenschutzver-
ordnung vom 14. Oktober 1999, die am 2 1. 12. 1999 bereits ein erstes 
Mal geändert wurde. 
Im Anhang Landesrecht ist hinzuweisen auf die Änderung des Bayeri -
schen Naturschutzgesetzes (27. 12. 1999). das neue schleswig-holste ini-
sche Nationalparkgesetz, die Neubekanntmachung des Thüringer Wald-
gesetzes vom 25. 8. 1999 sowie die Thüringer Verordnung über die na-
turschutzrechtliche Ausgle ichsabgabe vom 17. 3. 1999 (Anhang B XVI 
2.3). 
Die Entscheidungssammlung wird von Herrn Ass. Jur. JOCHEN SCHU-
MACHER um Judikate u. a. aus dem Bereich Naturschutz- und Freizeit-
nutzung ergänzt. 
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Aus dem Vorwort 
Mit der vorliegenden Ergänzungslieferung werden die Entscheidungs-
sammlung fortgesetzt und das Stichwortverzeichnis aktualisiert. 
Der Schwerpunkt der Lieferung liegt diesmal bei Entscheidungen aus 
dem Bereich Naturschutz und Windkraftnutzung. Die Genehmigung von 
Windkraftanlagen erlangt im Naturschutzrecht eine zunehmende Be-
deutung, verändert sie doch das Orts- und Landschaftsbild, weil die An-
lagen _::als hochaufragende, bewegte Technikbauwerke - gewohnte hi-
storische Dimensionen sprengen. Die Beeinträchtigung der Landschaft 
ist durch den Bau von Windkraftanlagen von vielerlei Faktoren abhän-
gig. 
Weitere Entscheidungen betreffen den Bereich Naturschutz und Fre i-
zeitnutzung. Auch hier ist eine zunehmende Be lastung der Natur durch 
verschiedene Individualsportarten zu verzeichnen. 
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